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WORT HALTEN
ARMut Besiegen
das 0,7-proZent-Ziel: hintergründe und argumente 
für mehr und bessere entwicklungsZusammenarbeit
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Zusammensetzung der deutschen Entwicklungszusammenarbeit 2009 (in Euro, Brutto ODA)

Leistungen der Bundesländer 
(u.a. Kosten für Flüchtlinge im 1. Jahr ihres Aufenthalts) 
41,3 Mio

Schuldenerlass für 
arme Länder 103,3 Mio

Beiträge an die EU 
(für die Entwicklungszusammenarbeit)	
1271,3 Mio

Auswärtiges Amt 
(z.B. Humanitäre u. 
Katastrophenhilfe)	
782,2 Mio

andere Ministerien 
242,1 Mio

Studienplatzkosten für ausländische 
Studierende in Deutschland 662,4 Mio

Umweltministerium
(z.B. Klimaanpassung) 160,9 Mio Sonstiges 779,9 Mio

Entwicklungsministerium (BMZ) 5537,8 Mio

Deutschland hat sich verpflichtet, die Millenniumsentwick-

lungsziele (MDG) der Vereinten Nationen (UN) umzusetzen. 

Hauptziel ist die Halbierung der extremen Armut. Deshalb hat 

Deutschland versprochen, die Ausgaben für Entwicklungszu-

sammenarbeit bis zum Jahr 2015 auf 0,7 Prozent der Wirt-

schaftskraft zu steigern – 2010 betrug die deutsche Quote 

gerade mal 0,38 Prozent. Das ist zu wenig: Noch immer stirbt 

alle drei Sekunden ein Kind an den Folgen extremer Armut. 

Die Abgeordneten im Deutschen Bundestag können das  

ändern: Im Herbst entscheiden sie über den Bundeshaushalt 

2012, das heißt, sie legen fest, wofür Deutschland im kommen-

den Jahr Geld ausgibt. „Deine Stimme gegen Armut“ fordert, 

dass der Einsatz erhöht wird, um Armut zu besiegen. Interna-

tionale Versprechen müssen eingehalten werden. 

Es ist klar, dass Geld allein nicht die Lösung aller Entwick-

lungsfragen ist. In erster Linie kommt es auf die Anstrengun-

gen der Partner in armen Ländern an. Regierungen, Unter-

nehmen, aber auch die Zivilgesellschaft vor Ort müssen 

Entwicklung und Armutsbekämpfung voranbringen. Dabei 

wollen und müssen wir sie unterstützen. 

Es ist ebenso klar, dass wir nicht nur mehr, sondern auch bes-

sere Entwicklungszusammenarbeit benötigen. Die Erhöhung 

der Mittel und der wirksame und effiziente Einsatz dieser Mittel 

sind zwei Seiten derselben Medaille, die gegenseitig vonein-

ander abhängen.

Mit dieser Broschüre möchten wir den Leserinnen und Lesern 

den Einstieg in die Diskussion erleichtern und Argumente an 

die Hand geben. Denn wer auf Armutsbekämpfung setzt,  

gewinnt immer.

Ulrich Post, Vorstandsvorsitzender VENRO

Es steht viel auf dem Spiel Was ist Entwicklungs-
zusammenarbeit? 

Wenn mit Geldern aus Deutschland in Tansania die Wasser-

versorgung verbessert wird, in Bangladesch Gesundheitspro-

gramme entwickelt oder in Bolivien die öffentliche Verwaltung 

und Justiz reformiert werden, dann ist das Entwicklungs- 

zusammenarbeit. Gemeint ist nicht die mildtätige Gabe von 

Almosen, sondern die partnerschaftliche Zusammenarbeit 

und Unterstützung von Vorhaben, die die Menschen in armen 

Ländern selbst voranbringen wollen. Entwicklungszusam-

menarbeit löst nicht alle Probleme, sondern kann immer nur 

ein Beitrag neben anderen Anstrengungen sein, um Globali-

sierung gerecht zu gestalten, die weltweite Armut zu bekämp-

fen, Menschenrechte zu verwirklichen und die natürlichen 

Lebensgrundlagen zu bewahren. 

Private, nichtstaatliche Hilfsorganisationen (NRO) verfolgen 

häufig eine andere Strategie als die staatliche Entwicklungs-

politik. Während Letztere bewusst auf wirtschaftliche Ent-

wicklung, Infrastruktur, Justiz- und Verwaltungsreformen 

setzt, ist den NRO bei ihrer Entwicklungszusammenarbeit die 

Stärkung einer kritischen Zivilgesellschaft und die Förderung 

von Basisorganisationen wichtig, damit die Bürgerinnen und 

Bürger selbst aktiv werden können („Hilfe zur Selbsthilfe“). 

Die staatlichen Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit 

werden als Official Development Assistance (ODA) bezeich-

net. Deutschland hat im Jahr 2010 insgesamt 9,6 Milliarden 

Euro ODA geleistet. In absoluten Zahlen bedeutet das Rang 4 

hinter den USA, Großbritannien und Frankreich. Die weltwei-
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ten Ausgaben sind 2010 im Vergleich zu 2009 um 6,5 Prozent 

auf rund 97,2 Milliarden Euro gestiegen. 

Neben dem absoluten Betrag ist die ODA-Quote eine zentrale 

Kennziffer. Damit ist das Verhältnis von Entwicklungsausga-

ben im Vergleich zur Wirtschaftskraft eines Landes (Bruttona-

tionaleinkommen, BNE) gemeint. Für Deutschland lag die 

Quote 2010 bei 0,38 Prozent. Gemessen daran, was Deutsch-

land mit seiner Wirtschaftskraft leisten könnte, ist das zu  

wenig, es belegt damit nur einen Mittelfeldplatz. 

Die Geberländer können auch Schuldenerlasse an arme Län-

der und die Ausgaben für ausländische Studierende als Ent-

wicklungshilfe verbuchen, obwohl dadurch kein Euro für Ar-

mutsbekämpfung in arme Länder fließt. Tendenzen, die 

Zahlen schönzurechnen, gab es schon immer. Derzeit versu-

Die ODA-Quote: Entwicklungszusammenarbeit in Relation zur Wirtschaftskraft 2010 (in Prozent)

chen einige Länder, Militärausgaben, beispielsweise in Afgha-

nistan, als Entwicklungszusammenarbeit zu deklarieren oder 

Spenden von Privatpersonen und privaten Unternehmen auf 

die staatliche Entwicklungszusammenarbeit anzurechnen.

2009 wurden knapp 60 Prozent der Mittel vom Entwicklungs-

ministerium (BMZ) ausgegeben. Der Rest stammt aus ande-

ren Ressorts: Das Auswärtige Amt (AA) finanziert beispiels-

weise Humanitäre Hilfe im Katastrophenfall und 

Menschenrechtsvorhaben. Im Umweltministerium (BMU) wer-

den Ausgaben für die Anpassung an den Klimawandel in ar-

men Ländern verbucht. Die Bundesländer machen Studien-

platzkosten für ausländische Studierende geltend. Wenn eine 

Studentin aus Vietnam an einer Universität in Hessen studiert, 

kann das Bundesland die rechnerischen Studienplatzkosten 

als Entwicklungszusammenarbeit verbuchen.

	2008 wurden zehnmal mehr HIV-Infizierte mit lebens-

wichtigen Medikamenten behandelt als 2003.	

	Über 8 Millionen Menschen fehlt diese Behandlung noch.

	In armen Ländern werden mittlerweile zwei von drei Frauen 

bei der Geburt von medizinischem Fachpersonal betreut.	

	Dennoch stirbt im südlichen Afrika eine von 31 Frauen an

Komplikationen bei Schwangerschaft oder Geburt 

(in Europa ist es eine von 4.500).

	Durch Impfkampagnen ist die Kindersterblichkeit von 

12,5 Millionen (1990) auf 8,8 Millionen (2008) gesunken.	

	Das bedeutet aber, dass immer noch alle 3 Sekunden ein 

Kind an den Folgen extremer Armut stirbt.



Bereits 1970, vor über 40 Jahren, haben die Vereinten Nationen 

(UN) die Resolution 2626 verabschiedet, in der das bis heute 

gültige Ziel festgeschrieben wurde, dass Industrieländer min-

destens 0,7 Prozent ihrer Wirtschaftskraft für Entwicklungszu-

sammenarbeit bereitstellen. 

Im Mai 2005, 35 Jahre nach der UN-Resolution, haben die 

Staaten der Europäischen Union (EU), also auch Deutsch-

Das ewige Versprechen: 
Mehr Mittel für Entwicklung

16. März: 
Das Bundeskabinett legt die 

Gesamthöhe und wichtige 

„Eckwerte“ des Haushalts-

entwurfs fest.

So entsteht der 
Bundeshaushalt 2012 

Entwicklungspolitischer Konsens: 

Mehrheit der Bundestagsabgeordneten für 

mehr ENTWICKLUNGSzusammenarbeit

Im Februar 2011 haben Bundestagsabgeordnete aller Parteien 

den Aufruf „Das Versprechen einhalten!“ gestartet. Eine  

deutliche Mehrheit aller 621 Abgeordneten aus allen fünf 

Fraktionen hat den Aufruf bereits unterschrieben, Tendenz 

steigend. Sie fordern eine Erhöhung der Mittel um jährlich  

1,2 Milliarden Euro, um 0,7 Prozent in 2015 zu erreichen. 

land, einen verbindlichen Stufenplan zur Erhöhung der Mittel 

beschlossen: Bis 2015 soll die ODA-Quote von 0,7 Prozent 

erreicht werden. Das Zwischenziel von 0,51 Prozent in 2010 

wurde mit 0,38 Prozent deutlich verfehlt.

„Selbst in der Finanzkrise haben wir unsere Mittel nicht zurück-

gefahren. Wir streben weiterhin an, 0,7 Prozent des Brutto- 

nationaleinkommens für Entwicklungshilfe aufzuwenden.“

	 Bundeskanzlerin Angela Merkel vor der Generalversammlung der  
	 Vereinten Nationen in New York, 21.09.2010 

Dass es auch anders geht zeigen Norwegen, Luxemburg, 

Schweden, Dänemark und die Niederlande. Diese fünf 

Länder sind die einzigen Geber, die das Versprechen von  

0,7 Prozent bereits heute erfüllen. Auch Großbritannien zeigt, 

dass eine Steigerung machbar ist, wenn der Wille da ist. Trotz 

Wirtschafts- und Finanzkrise und aktuell drastischer Spar-

maßnahmen in vielen Bereichen, steigert Großbritannien seine 

Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit und wird aller 

Voraussicht nach die Zielmarke 0,7 schon 2013 erreichen.

Millenniumsentwicklungsziele 

(Millennium Development Goals, MDG)

Im Jahr 2000 haben sich die Vereinten Nationen (UN), darunter 

auch Deutschland, mit der Millenniumserklärung auf konkrete 

Ziele zur Armutsbekämpfung bis 2015 verpflichtet. 

1.	B eseitigung von extremer Armut und Hunger

2.	Grundschulbildung für alle Kinder

3.	Gleichstellung und stärkere Beteiligung 

	v on Frauen

4.	Senkung der Kindersterblichkeit

5.	Verbesserung der MütterGesundheit 

6.	Bekämpfung von HIV/Aids, Malaria und 		

	 anderen Krankheiten

7.	Sicherung der ökologischen  

	N achhaltigkeit

8.	Aufbau einer weltweiten Entwicklungs-

	 partnerschaft

	Die Zahl der Menschen, die in extremer Armut leben, ist 

von 1,8 Milliarden (1990) auf 1,4 Milliarden (2005) gesunken. 

	 Trotzdem lebt jeder 5. Mensch in extremer Armut, das 

heißt von weniger als 1,25 US-Dollar am Tag.

	In Burundi können heute dreimal so viele Kinder 

(99 Prozent) wie 1999 bisher zur Grundschule gehen, weil 

Schulgebühren abgeschafft wurden.	

	Weltweit haben 69 Millionen Kinder keinen Zugang zu 

Bildung.

	Im ostafrikanischen Ruanda sind 52 Prozent der Parla-

mentsabgeordneten Frauen. 	

	 Weltweit liegt der Frauenanteil in den nationalen Parlamen-

ten bei nur 19 Prozent.



2012

Ministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung	
6,333 Mrd

Verkehrsministerium	
25,360 Mrd

Ministerium für 
Bildung und Forschung	
13,005 Mrd

Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit	
1,578 Mrd

Ministerium für Arbeit und Soziales	
126,446 Mrd

Verteidigungsministerium	
31,682 Mrd

Dafür will Deutschland 2012 Geld ausgeben: Die „Eckwerte“ des Bundeshaushalts 2012 
(in Euro; Auswahl)

Der Bundeshaushalt: So wird über 
mehr Mittel für Entwicklung entschieden

Der Bundeshaushalt umfasst rund 2.500 Seiten, in denen 

nachzulesen ist, für was Deutschland Geld ausgibt. Für jedes 

Ministerium gibt es ein eigenes Kapitel, einen so genannten 

Einzelplan. Die Ausgaben des Entwicklungsministeriums 

(BMZ) sind im Einzelplan 23 (EPL 23) zu finden. 

Nach dem Entwurf der Bundesregierung im Frühjahr disku-

tiert der Bundestag im Herbst über den Haushalt und verab-

schiedet ihn als Gesetz. Der aktuelle Vorschlag der Bundesre-

gierung für den Haushalt 2012 sieht vor, dass für das BMZ im 

kommenden Jahr 6,3 Milliarden Euro zur Verfügung stehen. 

Das sind rund 1,8 Prozent mehr als 2011. Zum Vergleich: Für 

den Verteidigungshaushalt sollen 2012 rund 31,6 Milliarden 

Euro bereit stehen, das ist rund fünfmal so viel wie für das BMZ.

„Die Bundeskanzlerin hat deutlich gesagt, dass das Ziel gilt, 

die Entwicklungshilfe auf 0,7 Prozent des Bruttonationalein-

kommens bis 2015 zu erhöhen. Der Haushalt des Entwick-

lungsministeriums muss aufwachsen, um die internationalen 

Verpflichtungen erfüllen zu können.“ 

	 Bundesentwicklungsminister Dirk Niebel im Interview mit epd, 		
	 18.11.2009

29. Juni: 
Das Kabinett verabschiedet den 

Haushaltsentwurf mit den Details 

und leitet ihn an das Parlament 

und den Bundesrat weiter.

Anfang September: 
Der Finanzminister erläutert

im Bundestag den Entwurf, 

wo er diskutiert wird 

(1. Lesung).

Der Entwurf wird in den Haus-

haltsausschuss im Bundestag 

überwiesen. Dessen 41 Mitglieder 

diskutieren die geplanten Aus- 

gaben jedes einzelnen Ressorts. 

Anfang November: 
Der Haushaltsausschuss 

klärt in „Bereinigungs-

sitzungen“ die letzten Fragen 

zu den Einzelplänen.

Ende November : 
Der gesamte Bundestag dis- 

kutiert und beschließt die 

Einzelpläne (2. Lesung) und den 

Gesamthaushalt (3. Lesung).

Dezember: 
Stimmt nun auch noch der Bundes-

rat zu, unterschreibt der Bundes-

präsident das Haushaltsgesetz – 

es tritt in Kraft.

“Das letzte Wort über den 

Haushalt wird das Parlament 

haben. Und deshalb besteht 

die berechtigte Hoffnung, dass 

am Ende mehr für den Kampf 

gegen Hunger, Armut und Aids 

herausspringt als die Regierung 

zur Zeit vorsieht.”

	
	 Thilo Hoppe, Abgeordneter Bündnis 
	 90/Die Grünen, Stv. Vorsitzender des 
Bundestagsausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (AwZ), 
16.03.2011



Warum sollte man die Entwicklungs- 

zusammenarbeit steigern?

Will Deutschland global eine ehrliche, zuverlässige und ver-

antwortungsvolle Rolle einnehmen, müssen wir Wort halten. 

Die deutsche Regierung hat mehrfach versprochen, die Mittel 

zu steigern. Bundeskanzlerin Merkel hat 2006 selbst gesagt: 

„Unsere Glaubwürdigkeit wird davon abhängen, ob wir unsere 

internationalen Verpflichtungen einhalten.“ Schließlich fordert 

Deutschland von aufstrebenden Entwicklungsländern, dass 

sie ebenfalls Beiträge leisten, zum Beispiel beim Klimaschutz. 

Es ist auch eine moralische Verpflichtung, zum gegebenen 

Wort zu stehen. Je nach Weltanschauung können die christli-

che Nächstenliebe für die Ärmsten der Armen, internationale 

Solidarität oder weltweite Gerechtigkeit als Begründungen 

angeführt werden. Schließlich sind auch unsere eigenen Inte-

ressen betroffen, zum Beispiel an einer friedlichen Welt und 

der Milderung der Folgen des Klimawandels.

Wo sollen zusätzliche Mittel für 

Entwicklungszusammenarbeit herkommen?

Eine Steigerung des Bundeshaushalts ist wichtig, aber nicht 

ausreichend. Deshalb braucht es neue Geldquellen. Ideen für 

sogenannte „Innovativen Finanzierungsmechanismen“ wer-

den diskutiert. Eine Auswahl:

	Finanztransaktionssteuer (FTT): Mit einer 

	 kleinen Steuer auf sämtliche Finanztransaktionen, also den 

	 Handel mit Währungen, Aktien, Anleihen usw. könnte der 

	 Finanzsektor an der Beseitigung der Folgen der Finanzkrise 

	 beteiligt werden. Bereits ein kleiner Steuersatz von 0,01 bis  

	 0,5 Prozent könnte Deutschland 12 bis 36 Milliarden Euro 

	 einbringen, die für Entwicklung und Klimafinanzierung einge- 

	 setzt werden könnten. Gleichzeitig hätte eine „Steuer  

	 gegen Armut“ den Vorteil, dass sie den Finanzmarkt regu- 

	 liert und Spekulationen bremst.

	Emissionszertifikate: Seit Kurzem müssen Unter-

	 nehmen, die klimaschädigende Treibhausgase in die  

	 Atmosphäre blasen, als Gegenleistung für die Umweltbe- 

	 lastung sogenannte Emissionszertifikate kaufen. Mit einem  

	T eil der Erlöse werden Anpassungsmaßnahmen in Ent- 

	 wicklungsländern finanziert. Doch internationale Verein- 

	 barungen besagen, dass Maßnahmen zur Anpassung an 

 	 den Klimawandel und zur Emissionsminderung zusätzlich  

	 zur Entwicklungszusammenarbeit erfolgen müssen, sonst 

 	 geht dies zulasten von Armutsbekämpfung, Bildung,  

	 Gesundheit oder ländlicher Entwicklung. 

	Flugticketabgabe: Eine Abgabe auf Flugtickets

	 könnte nicht nur Gelder für Entwicklung mobilisieren,  

	 sondern diejenigen zur Verantwortung ziehen, die mit dem 

	 Fliegen zum Klimawandel beitragen. Frankreich, Großbri- 

	 tannien und andere haben so in drei Jahren eine Milliarde 

	U S-Dollar zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und 

	 Malaria bereitgestellt. In Deutschland wurde 2010 eine Luft- 

	 verkehrssteuer zum Stopfen der Haushaltslöcher eingeführt. 

 	 Mittel für Armutsbekämpfung sind darin nicht vorgesehen.

Gibt es für eine Steigerung Rückhalt in der 

Bevölkerung? 

Die Bundesbürger unterstützen eine Erhöhung der ODA-Quote 

auf 0,7 Prozent: Eine von „Deine Stimme gegen Armut“ im 

Juni 2010 in Auftrag gegebene repräsentative Meinungsum-

frage von TNS Infratest ergab, dass drei von vier Befragten 

(72,4 Prozent) es als wichtig oder sehr wichtig erachten, dass 

Deutschland seine Zusage einhält und die Mittel bis 2015 ent-

sprechend erhöht.

Wie denken die Bundestagsabgeordneten 

über eine Steigerung?

Im Bundestag hat sich mittlerweile eine deutliche Mehrheit der 

621 Abgeordneten aus allen fünf Fraktionen dem überparteili-

chen „Aufruf für einen entwicklungspolitischen Konsens“ an-

geschlossen, in dem sie eine Erhöhung der Mittel um jährlich 

1,2 Milliarden Euro fordert. Motto: „Das Versprechen einhalten!“

Wäre ein gerechter Welthandel nicht 

sinnvoller, als Entwicklungszusammenar-

beit zu leisten?

Entwicklungshilfegelder wären in weit geringerem Maße not-

wendig, wenn faire Welthandelsbedingungen dazu beitragen 

würden, dass Entwicklungsländer höhere Exporteinnahmen 

erzielen. Parallel trägt Entwicklungszusammenarbeit dazu bei, 

dass sich eine starke und kritische Zivilgesellschaft entwickelt, 

die dafür Sorge trägt, dass die jeweiligen Regierungen gegen-

über der Bevölkerung Rechenschaft ablegen und wirtschaftli-

che Entwicklung sich auch für die Menschen auszahlt. 

Häufig gestellte Fragen 



Statt mehr Geld braucht es vor allem bessere 

Qualität von Entwicklungszusammenarbeit!

Häufig wird das Argument der fehlenden Wirksamkeit  

benutzt, um vom Fehlen der Mittel abzulenken. Wird die Wirk-

samkeit erhöht – so das Kalkül – muss die Entwicklungszu-

sammenarbeit selbst nicht erhöht werden, um die gleichen 

Ergebnisse zu erreichen. Angesichts der komplexen Problem-

lagen in der Welt ist jedoch beides nötig: eine Aufstockung der 

Mittel, die insgesamt effizienter eingesetzt werden müssen. 

Quantität und Qualität sind zwei Seiten derselben Medaille, 

man darf nicht beides gegeneinander ausspielen. 

Deutschland hat nicht nur versprochen, mehr Geld zu geben, 

sondern auch, die Qualität zu steigern. Mit der Zustimmung 

zur „Pariser Erklärung über Effektivität von Entwicklungszu-

sammenarbeit“ (2005) und dem „Accra-Aktionsplan“ (2008) 

haben sich Geber- und Empfängerländer zu einer Reihe von 

Prinzipien verpflichtet, um Effektivität zu steigern. Diese Ziele 

lassen sich nur erreichen, wenn die Geber genügend Mittel 

zur Verfügung stellen, um entsprechende Strukturen in den 

Entwicklungsländern aufzubauen, und selbst ihre Verpflich-

tungen für eine wirksamere Entwicklungszusammenarbeit 

wahrnehmen.

Zusätzliche Mittel versickern ohnehin nur 

in dunklen Kanälen und fördern Korruption!

Es stimmt, dass es in vielen Ländern Korruption und Misswirt-

schaft gibt. Gute Regierungsführung ist wichtig, um die Mittel 

effektiv zu nutzen und eine adäquate Mittelverwendung zu ga-

rantieren. Deswegen sollte die staatliche Entwicklungszusam-

menarbeit ihre Bestrebungen auf Länder konzentrieren, die 

relativ gut regiert werden, und in anderen Ländern nichtstaat-

liche gesellschaftliche Kräfte stärken, damit diese einen  

Demokratisierungsprozess vorantreiben können. Die Akteure 

in den Empfängerländern spielen eine zentrale Rolle in der 

Entwicklungszusammenarbeit. Beispielsweise müssen staat-

liche Stellen Rechenschaft darüber ablegen, wie öffentliche 

Mittel verwendet werden, und die Bürgerinnen und Bürger an 

Entscheidungen beteiligen (Partizipation). So kann Korruption 

verhindert werden. Das gilt übrigens nicht nur für Entwick-

lungsländer, sondern auch für Deutschland. 

In Deutschland gibt es auch Armut. Das Geld 

sollte besser hier eingesetzt werden!

Die Lebensumstände vieler Menschen, die von Arbeitslosig-

keit und Hartz IV betroffen sind, sind schwierig. Armut hier 

und Armut in Entwicklungsländern ist inakzeptabel. Dennoch 

sind die Verhältnisse nicht vergleichbar. 

Letztlich ist Armut weltweit häufig Ausdruck derselben wirt-

schaftlichen Strukturen und der Antworten darauf. Der  

Gegensatz zwischen Ländern des Nordens und des Südens 

löst sich zunehmend auf, ein Ausspielen von Armut hier und in 

Entwicklungsländern ist also falsch. Solidarität mit armen 

Menschen kann nicht geteilt werden sondern muss alle  

Menschen umfassen.

Oft gehörte Kritik an der 
Entwicklungszusammenarbeit

Deutschland ist selbst verschuldet / hat 

kein Geld / muss sparen!

Letztlich ist es eine Frage des politischen Willens und der  

Prioritätensetzung, ob mehr Mittel bereitgestellt werden. Die 

Milliardensummen, die Deutschland für Rettungs- und Kon-

junkturpakete mobilisiert hat, um die Folgen der Finanz- und 

Wirtschaftskrise 2009 abzufedern, zeigen: Geld ist genug da, 

wenn der politische Wille vorhanden und der Druck zum 

Handeln hoch ist. Auch die weltweiten Rüstungsausgaben 

lassen darauf schließen, dass es sich in erster Linie um eine 

Frage der Prioritätensetzung handelt und nicht um knappe 

Kassen. 2009 hat Deutschland 45,6 Milliarden US-Dollar für 

Rüstungsgüter ausgegeben und 12 Milliarden für Entwick-

lungszusammenarbeit. Unabhängig davon ist es richtig, dass 

es neuer Instrumente und Finanzierungsquellen bedarf, um 

mehr Mittel zu generieren (siehe linke Seite). 

Länder wie China oder Indien sind auf- 

strebende Länder, die keine Entwicklungs-

zusammenarbeit mehr brauchen!

Das ist teilweise richtig. In erster Linie müssen und können 

diese Länder selbst Anstrengungen zur Armutsbekämpfung 

unternehmen. Die staatliche Entwicklungszusammenarbeit 

mit China wurde mittlerweile offiziell beendet, bestehende 

Verträge laufen aus. Obwohl Indien ein aufstrebendes Schwel-

lenland ist, gelten dort 450 Millionen Menschen als extrem 

arm, so viele wie sonst in keinem anderen Land der Erde. Das 

ist ein Drittel aller extrem Armen weltweit, deren Situation  

verbessert werden muss. Zivilgesellschaftliche Hilfsorganisa-

tionen, die nicht mit Staaten, sondern mit armen Menschen 

zusammenarbeiten, unterstützen sie, damit sie ihre Situation 

verbessern können. 



Die Aktion

„Deine Stimme gegen Armut“ ist eine Aktion von  

VENRO als Dachverband von rund 120 Nichtregierungsorga-

nisationen und dem Künstler Herbert Grönemeyer sowie  

befreundeten Fachleuten aus der PR- und Medienbranche.  

Die Aktion ist der deutsche Beitrag zum internationalen 

„Global Call to Action Against Poverty“ (GCAP), einem zivilge-

sellschaftlichen Bündnis, dessen Symbol das „Weiße Band“ ist.

Mehr Informationen auf www.deine-stimme-gegen-armut.de

Was wir wollen

„Deine Stimme gegen Armut“  fordert von Bundestag und 

Bundesregierung: „Spielen Sie nicht auf Zeit! Erhöhen  

Sie Ihren Einsatz für mehr Mittel in der Entwicklungszusam-

menarbeit.“ Konkret fordert die Aktion im Bundeshaushalt 

2012 zwei Milliarden Euro zusätzlich für Entwicklung und Men-

schenrechte sowie eine Milliarde Euro zusätzlich für Klimafi-

nanzierung. Deutschland hat sich verpflichtet, bis 2015 die 

Mittel für Entwicklungszusammenarbeit auf 0,7 Prozent der 

Wirtschaftskraft zu steigern. Durch mehr und bessere Ent-

wicklungszusammenarbeit können wir verhindern, dass alle 

drei Sekunden ein Kind an den Folgen extremer Armut stirbt. 

DEINE STIMME GEGEN ARMUT
Das kannst Du tun

1.	G ib Deine Stimme gegen Armut.

2.	S ag es weiter.

3.	 Zeig Deinen Einsatz: Spiel den Joker aus.

4.	B ring Deinen Bundestagsabgeordneten dazu, 

	 mitzumachen.

5.	S chaff Aufmerksamkeit mit einer

	 spektakulären Aktion.

6.	S ammle viele Stimmen gegen Armut.

Die Aktion im Internet

www.deine-stimme-gegen-armut.de

www.facebook.com/deinestimmegegenarmut

http://twitter.com/deinestimme

www.youtube.com/user/deinestimme

 

Kontakt 

Aktionsbüro „Deine Stimme gegen Armut“

Postfach 04 01 40

10061 Berlin

Telefon: (030) 24 63 21 05

E-Mail: deinestimmegegenarmut@venro.org
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Auf http://bit.ly/dsga-materialien steht eine digitale Version 

(PDF) dieser Broschüre zum Download bereit. Darin finden 

sich sämtliche Quellenangaben.

Aktionswoche vom 10. bis 18. September

Vom 10. bis 18. September 2011 findet die bundesweite Aktionswoche von „Deine Stimme gegen Armut“ statt. Dann wollen wir mit 

Dir gemeinsam bei möglichst vielen Aktionen ein deutliches Zeichen setzen. Direkt im Anschluss übergeben wir die gesammelten 

Stimmen an die Abgeordneten. Was ist Dein Beitrag zur Aktionswoche?


